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Einleitung

Die kirchliche Stiftung staatlichen Rechts weist ein äußerst vielgestaltiges Er­
scheinungsbild auf, das neben den heute in ihrer ursprünglichen Funktion mehr 
oder weniger überholten Pfründestiftungen und den sonstigen ortskirchlichen 
Stiftungen (von denen in der Literatur gesagt wurde, sie seien zumindest in Süd­
deutschland das „wirtschaftliche Rückgrat für die katholischen Pfarrgemein­
den“1) eine Vielzahl überörtlicher kirchlicher Stiftungen zu religiösen, wohltä­
tigen oder gemeinnützigen Zwecken umfasst2. Letztere wiederum sind – vor 
allem in jüngerer Zeit – entweder gezielte „Zweckgründungen“ der Kirche, wel­
che dann meist die Rechtsform einer öffentlich-rechtlichen kirchlichen Stiftung 
aufweisen und der Entlastung der jeweiligen Kirchenverwaltung dienen3, oder 
aber private kirchliche Stiftungen, die von Privatpersonen ohne kirchenamt­
liche Initiative gegründet und dann in einer noch näher zu bestimmenden Weise 
der Kirche „unterstellt“ wurden. Ebenso existieren vereinzelt religiös moti­
vierte Stiftungen, die – oftmals als Nachwirkung der Säkularisationen nach 
1803 – von staatlichen oder kommunalen Stellen verwaltet werden.

Vergegenwärtigt man sich die Geschichte des Stiftungswesens und die Her­
kunft der heutigen Stiftung aus den piae causae des noch durch die Einheit von 
„Staat“ und Kirche geprägten Mittelalters4, so wurde die statusrechtliche Qua­
lifizierung kirchlicher Stiftungen in dem Maße zum Problem, in dem der mo­
derne Staat begann, sich von der Kirche zu emanzipieren; erst recht rückte diese 
Frage in den rechtlichen Fokus, als der Staat im Rahmen der Säkularisation ak­
tiv gegen die Kirche Position bezog und sich Vermögensgüter einverleibte, de­
ren kirchlicher Charakter vormals unangefochten war5. Diese Entwicklung 
machte ein neues rechtliches „Koordinatensystem“ dessen, „was der Kirche ist“ 
und „was des Staates ist“ nicht nur unter prinzipiellen Vorzeichen erforderlich; 
mit besonderer Dringlichkeit stellte sich die Aufgabe der Abschichtung für das 
Stiftungswesen, da es hierbei nicht nur um die grundsätzliche Trennung von 

1  So Röder, Katholische Stiftungen, S. 133.
2  Dazu Nelles, Förderung, S. 187.
3  Vgl. dazu die bei Röder (Katholische Stiftungen, S. 136 ff.) angeführten Beispiele der 

Schulstiftungen und der Stiftung „Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt“.
4  Dazu nur Coing, in: Seifart/von Campenhausen, Handbuch2, § 5 Rn. 8 ff., 13 ff.; umfas­

send ferner Liermann, Geschichte, S. 47 ff., 78 ff., 124 ff.
5  Dazu umfassend Liermann, Geschichte, S. 169 ff.
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Staat und Kirche ging, sondern um die Zuordnung reeller, in den kirchlichen 
Stiftungen enthaltener Vermögenswerte. Dementsprechend rührten aus dieser 
Zeit eine Reihe von Rechtsstreitigkeiten über den fortbestehenden kirchlichen 
Charakter vormals unbestritten kirchlicher Stiftungen her, die sich teilweise 
länger als ein Jahrhundert hinzogen und erst in den 80er und 90er Jahren des 
20. Jahrhunderts zu einem rechtskräftigen Abschluss gekommen sind6.

Neben den im Ursprung aus dem Mittelalter überkommenen kirchlich initi-
ierten Stiftungen, welche im Rahmen der Säkularisation teilweise grundlegen­
den statusrechtlichen Modifikationen unterzogen wurden, taucht im 19. Jahr­
hundert ein neuer Typ kirchlicher Stiftung auf: die von Privatpersonen – zwar 
auf dezidiert konfessioneller Grundlage, jedoch in teilweise bewusst gesuchter 
organisatorischer Distanz zur verfassten Kirche – gegründeten Wohltätigkeits­
stiftungen7; als instruktives Beispiel hierfür kann die 1868 in Oberschwaben 
gegründete Stiftung Liebenau gelten8.

Einerseits erscheint die statusrechtliche Diskussion der Qualifizierung 
kirchlicher Stiftungen bis in das 20. Jahrhundert hinein als von der „Abwick­
lung“ der Säkularisationsfolgen geprägt und im spezifischen Dualismus der 
Machtansprüche von Staat und Kirche verhaftet. Andererseits wurden die 
Wohltätigkeitsstiftungen des 19. Jahrhunderts regelmäßig in noch größerer 
Distanz zum Staat als zur Kirche gegründet; im Blick auf den letztgenannten 

6  Hier sind folgende Rechtstreitigkeiten zu nennen:
– 	  Säkularisationsbedingt der Streit um die Johannishof-Stiftung in Hildesheim, die 1805 als 

kirchliche Stiftung säkularisiert wurde und in einer kommunalen Armenstiftung aufge­
gangen ist; dazu OVG Lüneburg, Urt. vom 20.6.1983, NdsRpfl 1984, 127 ff.: Stiftung nicht 
kirchlich.

– 	  Säkularisationsbedingt die „Vereinigten Hospitien“ in Trier, die unter der napoleonischen 
Herrschaft säkularisiert wurden; dazu OVG Koblenz, Urt. vom 12.6.2006 – 2 A 11376/05 
(zitiert nach JURIS): „Vereinigte Hospitien“ nicht kirchlich.

Als nicht säkularisationsbedingte Rechtsstreitigkeiten sind zu nennen:
– 	  Der Streit um die Evangelische Stiftungen Osnabrück; dazu OVG Lüneburg, Urt. vom 

16.2.1994, DÖV 1994, 1053 ff.: Evangelische Stiftungen Osnabrück kirchlich (dazu Sieg-
mund-Schultze, DÖV 1994, 1017 [121 f.]).

– 	  Ferner die Evangelische Wohltätigkeitsstiftung in Regensburg, die als kommunale Stif­
tung aus einer Zusammenfassung einzelner kirchlicher und aus dem Mittelalter stammen­
der Einzelstiftungen, die jedoch teilweise bereits seit dem 16. Jahrhundert unter kom­
munaler Aufsicht standen, gebildet wurde; dazu BayVerfGH, Entsch. vom 28.12.1984, 
BayVBl. 1985, 332 ff.: Unterstellung unter kommunale Aufsicht mit bayerischer Verfas­
sung vereinbar (dazu wiederum Siegmund-Schultze, DÖV 1994, 1017 [119 ff.]).
7  Dazu am Beispiel der Stiftungen der Inneren Mission A. Hesse, Stiftungen, S. 153; ferner 

Brenner, Diakonie, S. 11 ff.; von Tiling, in: HbStKirchR II2, § 62 S. 812 f.; von Campenhausen/
de Wall, Staatskirchenrecht4, S. 164 f.

8  Zur gegenwärtigen Stiftung Liebenau Broll/Nachbaur, Stiftung Liebenau, S. 1021 ff.; 
zur Gründungsgeschichte Link, Stiftung Liebenau (1), S. 305 ff.; ders., Die Stiftung Liebenau 
und ihr Gründer Adolf Aich (1983); ferner umfassend Holzem, Stiftung Liebenau, S. 14 ff., 
S. 94 ff.

Einleitung
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Stiftungstypus spielte die prinzipielle Abgrenzung zum Staat und damit die 
statusrechtliche Qualifizierung deshalb insgesamt keine nennenswerte Rolle. 
Dementsprechend stand der kirchliche Charakter derartiger Stiftungen lange 
Zeit kaum ernsthaft in Frage. Im Einklang mit der allgemeinen staatskirchen­
rechtlichen Entwicklung erhielt überdies auch das spezifische Stiftungsrecht 
mit Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung (und erst recht im Rahmen 
der Inkorporation der Weimarer Kirchenartikel durch Art. 140 GG) seine Prä­
gung durch die zunehmend größeren Freiheiten, welche die Kirchen im und 
gegenüber dem Staat genossen.

Stiftungsrechtlich schlug sich diese Entwicklung darin nieder, dass nach 
ganz herrschender Lehre und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts die rechtlich selbständigen kirchlichen Stiftungen – wenn auch nur 
mittelbar – in die Freiheitsrechte der Kirchen, insbesondere in das religiöse 
Selbstbestimmungsrecht nach Art. 137 III WRV i.V.m. Art. 140 GG, einbezo­
gen wurden9. Insofern stellte sich der Status als kirchliche Stiftung, insbeson­
dere auf dem Gebiet des zunehmend von staatlicher Konkurrenz dominierten 
sog. „Dritten Sektors“10, in gewissem Sinne als Privileg dar, welches es notfalls 
in Übereinstimmung mit den Kirchen zu verteidigen galt. Nicht zufällig betra­
fen deshalb die Leitentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zum kirch­
lichen Stiftungsrecht aus den 60er und 70er Jahren des 20. Jahrhunderts durch­
weg Konstellationen, in welchen sich eine kirchliche Stiftung unter Berufung 
auf das ihr aufgrund ihres kirchlichen Status zumindest mittelbar zukommende 
Selbstbestimmungsrecht nach Art. 137 III WRV i.V.m. Art. 140 GG gegen die 
Anwendung der allgemeinen Vorschriften des staatlichen kollektiven und indi­
viduellen Arbeitsrechts zur Wehr setzte11.

In dieses „traditionelle“ Raster rechtlicher Probleme kirchlicher Stiftungen – 
staatsgerichtete Ansprüche auf Rückgängigmachung säkularisationsbedingter 
Beeinträchtigungen einerseits, Verteidigung der staatskirchenrechtlichen Frei­
heiten gegen Dritte (Arbeitnehmer, Gewerkschaften, Konkurrenten) andererseits 
– ist seit einigen Jahren Bewegung gekommen, wofür die Auseinandersetzung 
um den Status der Stiftung Liebenau ein typisches Beispiel bildet: Eine bislang 
allgemein und anerkanntermaßen als kirchlich qualifizierte Stiftung empfindet 
den kirchlichen Status nicht mehr als Privileg, sondern aufgrund der damit ver­
bundenen kirchlichen Aufsichts- und Einwirkungsrechte als Belastung.

9  Dazu im einzelnen unten 1. Teil, S. 13 ff.
10  Zur staatskirchenrechtlichen Bedeutung des „Dritten Sektors“ von Campenhausen, 

Dritter Sektor, S. 1 ff.
11  Hier sind folgende Entscheidungen zu nennen: BVerfGE 46, 73 ff. – Goch (Anwendung 

des Betriebsverfassungsgesetzes auf ein katholisches Krankenhaus); BVerfGE 57, 220 ff. – 
Volmarstein (Gewerkschaftliches Zutrittsrecht zu kirchlichen Einrichtungen); BVerfGE 70, 
138 ff. (Kündigung wegen Verletzung von Loyalitätspflichten im kirchlichen Dienst).

Einleitung
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Der inzwischen auch im Sozialbereich herrschende Wettbewerbsdruck so­
wie Globalisierungstendenzen12 veranlassen die Akteure – seinen sie kirch­
lich oder nicht kirchlich – mehr oder minder unausweichlich dazu, ihr Han­
deln zunehmend an vorrangig wirtschaftlichen Kriterien auszurichten. Unter 
diesen Umständen wird die Zuordnung zu einer Kirche bisweilen als Belas­
tung empfunden, soweit die Kirche mittels ihrer Aufsichts- und Einwirkungs­
rechte von den ihr zugehörigen Stiftungen das kirchliche „Proprium“ einfor­
dert13 und Bestrebungen nach Expansions- und Umsatzsteigerungen hin­
dernd im Wege steht14. Es erscheint daher nur konsequent, dass Stiftungen, 
die sich durch die kirchliche Aufsicht in ihrer wirtschaftlichen Betätigung be­
hindert fühlen, versuchen, den kirchlichen Rechtsstatus abzustreifen; in die­
sem Sinne macht die Stiftung Liebenau geltend, gegenwärtig keine kirchliche 
Stiftung zu sein und diesen Status tatsächlich auch niemals innegehabt zu ha­
ben15.

Damit hat die Problematik der statusrechtlichen Qualifizierung „alter“ 
kirchlicher Stiftungen eine neue Dimension erreicht. Lagen dieser Qualifizie­
rung bislang rein bipolare Rechtsverhältnisse zugrunde, nämlich Staat – Kir­
che/Stiftung bzw. Kirche/Stiftung – Dritte (Arbeitnehmer, Gewerkschaften, 
Konkurrenten), so verdeutlicht jetzt die Auseinandersetzung um den Status 
der Stiftung Liebenau, dass es wie im verwaltungsrechtlichen Bereich allge­
mein zunehmend um multipolare Rechtsverhältnisse geht, in denen die recht­
lichen Interessen mehrerer Beteiligter – hier: Staat, Kirche und Stiftung – zu 
einem angemessenen Ausgleich zu bringen sind. Mit dieser Erkenntnis, deren 
Verarbeitung zukünftig eine zentrale Aufgabe des Verwaltungsrechts darstel­
len dürfte16, weitet sich auch der spezifisch staatskirchenrechtliche Blickwin­
kel, welcher bislang entweder ausschließlich auf das Verhältnis Kirche – Staat 
oder aber auf das „Außenverhältnis“ des Konglomerats „Kirche/Stiftung“ zu 
Dritten fixiert war, aus auf das Binnenverhältnis der Kirchen zu den ihr zuge-
hörigen rechtlich selbständigen Stiftungen. Insofern geht es gleichsam darum, 
eine quasi staatskirchenrechtliche „Impermeabilitätslehre“ zu überwinden17 

12  Vgl. dazu das in der E. des VG Sigmaringen, Urt. vom 26.9.2006 – 9 K 2042/05 (zitiert 
nach JURIS), Rn. 32, wiedergegebene Vorbringen der Stiftung Liebenau im Rechtsstreit mit 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart; ferner von Campenhausen, Dritter Sektor, S. 7 f.

13  Zu diesem „Proprium“ kirchlicher Einrichtungen Pree, Essener Gespräche 34 (2000), 
S. 47 ff.

14  Zudem ist in den meisten Fällen der Verlust des kirchlichen Rechtsstatus mit einem 
Wegfall der Bindung an kirchliche Tarifordnungen verbunden, was den betreffenden Stiftun­
gen vorher nicht bestehende Möglichkeiten zur Senkung der Personalkosten bieten kann.

15  Vgl. die Wiedergabe des Vortrags der beigeladenen Stiftung Liebenau inder E. des VG 
Sigmaringen, Urt. vom 26.9.2006 – 9 K 2042/05 (zitiert nach JURIS), Rn. 57; ferner die Schil­
derung der vorgerichtlichen Vorgänge ebd. Rn. 32 ff.

16  Aus verwaltungsrechtlicher Sicht grundlegend Schmidt-Preuß, Kollidierende Privat­
interessen im Verwaltungsrecht (1992).

17  Nach der von der konstitutionellen Staatsrechtslehre entwickelten Impermeabilitäts-
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und aufzuzeigen, dass die Kirche und ihr rechtlich zugehörige Stiftungen in 
einem Verhältnis wechselseitiger Rechte und Pflichten stehen, in welches zu­
gleich der Staat als Dritter in ambivalenter Weise eingebunden ist: So hat der 
Staat einerseits jeweils die Rechte von Kirche und rechtlich selbständiger Stif­
tung im Sinne eines status negativus zu achten; andererseits trifft ihn angesichts 
der eigenständigen Rechtspersönlichkeit rechtlich selbständiger Stiftungen eine 
Schutzpflicht im weitesten Sinne, rechtswidrige Übergriffe und unberechtigte 
„Vereinnahmungen“ seitens der Kirche zu verhindern.

Im Folgenden sollen am Beispiel der Stiftung Liebenau die Voraussetzungen 
und die rechtliche Stellung der kirchlichen Stiftung staatlichen Rechts ent­
wickelt sowie die spezifische Problematik der Anwendung dieser Kriterien auf 
„alte“ Stiftungen des 19. Jahrhunderts skizziert werden, welche in einem von 
der heutigen Rechtslage völlig verschiedenen rechtlichen Koordinatensystem 
entstanden18; solche Fragestellung wurden auch früher bereits behandelt19. 
Wenn die vorliegende Untersuchung dieses Vorhaben erneut in Angriff nimmt, 
so geschieht dies vornehmlich aus folgenden Gründen:

–  Zunächst liefert der komplexe und mit inneren Brüchen behaftete Grün­
dungsvorgang der Stiftung Liebenau ein besonders instruktives Beispiel für die 
spezifischen Probleme, aus einem vollständig dem 19. Jahrhundert verhafteten 
historischen Stifterwillen Rechtsfolgen für die Gegenwart abzuleiten.

–  Damit geht einher, dass im historischen Gründungsvorgang der Stiftung 
Liebenau in ambivalenter Weise sowohl bewusste Nähe als auch Distanz zur 
Kirche deutlich zum Ausdruck kommen. Dementsprechend sind alle Kriterien 
für das Vorliegen einer kirchlichen Stiftung staatlichen Rechts im Bewusstsein 
der Tatsache zu würdigen, dass sich mit Kirche und rechtlich selbständiger Stif­
tung zwei Rechtspersonen gegenüberstehen, welche zumindest partiell auch in 
einem Interessengegensatz stehen können. Eine undifferenziert „homogenisie­
rende“ Betrachtung (mit der Unterstellung eines quasi monolithischen Verbun­
des zwischen Kirche und Stiftung) trüge diesem Befund rechtlich nicht ange­
messen Rechnung.

–  Im Laufe der letzten Jahrzehnte ist es gelungen, die religionsverfassungs­
rechtliche Zuordnung zwischen Staat und Kirchen bzw. Religionsgemeinschaf­
ten nach Maßgabe des Grundgesetzes dogmatisch intensiv zu durchdringen. 
Demgegenüber hat – was nicht zuletzt die bisherige Auseinandersetzung um 
den Status der Stiftung Liebenau verdeutlicht – eine Klärung der Rechtsverhält­

theorie wurde der Staat als unzergliederte (impermeable), im Innenbereich keiner rechtlichen 
Beziehungen fähige Rechtspersönlichkeit gedacht (statt aller Laband, StaatsR II, S. 181).

18  Zu dieser Problematik an dieser Stelle nur Siegmund-Schultze, DÖV 1994, 1017 (1017 f.); 
ders., FS Geiger, S. 671 f.

19  Dazu jeweils anhand konkreter Fälle bzw. Stiftungen Mörsdorf, Die Scabini-Frage in 
der Stiftungsurkunde des St. Nikolaus-Hospitals in Bernkastel-Kues (1958); Schlief, FS Gei­
ger, S. 704 ff.; Siegmund-Schultze, FS Geiger, S. 671 ff.; ders., DÖV 1994, 1017 ff.

Einleitung



6

nisse der Kirchen zu den ihnen zugehörigen selbständigen Rechtspersonen erst 
in Ansätzen stattgefunden. Die vorliegende Untersuchung will dazu beitragen, 
die anstehende Diskussion auf dem Felde des kirchlichen Stiftungsrechts zu be­
fördern.
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Erster Teil

Voraussetzungen und rechtliche Rahmenbedingungen  
der kirchlichen Stiftung staatlichen Rechts

Im 1. Teil der Untersuchung werden die Voraussetzungen und die rechtlichen 
Konsequenzen des Vorliegens einer kirchlichen Stiftung staatlichen Rechts be­
trachtet. Die Untersuchung wird ergeben, dass diesbezüglich ein religionsver-
fassungsrechtlicher und ein einfach-rechtlicher Begriff der kirchlichen Stiftung 
staatlichen Rechts zu unterscheiden ist. Nachdem nachfolgend unter A. zu­
nächst elementare Begriffsbestimmungen erfolgen, werden diese beiden Be­
griffe der kirchlichen Stiftung staatlichen Rechts sodann unter B. und C. syste­
matisch nach Tatbestand und rechtlichen Konsequenzen entwickelt20, wobei 
der einfach-rechtlichen Betrachtung schwerpunktmäßig die Rechtslage in Ba­
den-Württemberg zugrunde gelegt und die Rechtslage in anderen Bundeslän­
dern nur an gegebener Stelle vergleichend herangezogen werden wird.

A. Begriffsbestimmungen

I. Stiftung

Eine Definition der Stiftung ist weder in den §§ 80 ff. BGB noch im Stiftungsge­
setz für Baden-Württemberg (im Folgenden StiftG BW)21 enthalten. Allgemein 
versteht man unter einer (rechtsfähigen) Stiftung eine zur dauerhaften Verfol­
gung eines bestimmten, nicht gemeinwohlgefährdenden Zwecks geschaffene, 
mit einem dafür gewidmeten Vermögen ausgestattete Organisation, die durch 
eigene Organe befähigt ist, selbständig im Rechtsverkehr aufzutreten. Begriffs­
wesentlich sind hiernach der Stiftungszweck, das Stiftungsvermögen und die 
nicht verbandsmäßige Organisation22.

20  Dazu unten S. 12 ff., 48 ff.
21  Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg vom 4. Oktober 1977 (GBl. S. 408), geändert 

durch Gesetze vom 30. Mai 1978 (GBl. S. 286) und vom 4. Juli 1983 (GBl. S. 265), durch Ver­
ordnungen vom 19. März 1985 (GBl. S. 71) und vom 23. Juli 1993 (GBl. S. 533) sowie durch 
Gesetz vom 16. Dezember 2003 (GBl. S. 720).

22  Bruns, StiftG BW5, § 1 Anm. 1; von Campenhausen, in: Seifart/von Campenhausen, 
Handbuch2, § 1 Rn. 6 ff.; BVerwGE 106, 177 (181); aus der zivilrechtlichen Lit. Reuter, in: 
MünchKomm-BGB 1/15, Vorbemerkung §§ 80–88 BGB Rn. 48.
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Im Folgenden sollen verschiedene Klassifikationen, denen das Rechtsinstitut 
der Stiftung unterworfen werden kann und die für den weiteren Fortgang von 
Relevanz sind, geklärt und abgegrenzt werden.

II. Rechtsfähige Stiftung/Nicht rechtsfähige Stiftung

Während die rechtsfähige (auch: selbständige) Stiftung als juristische Person 
selbständiges Rechtssubjekt ist, haben nicht rechtsfähige (auch: nicht selbstän­
dige oder unselbständige) Stiftungen keine eigene Rechtspersönlichkeit und 
bedürfen eines (fremden) Rechtsträgers, um rechtswirksam handeln zu kön­
nen23.

III. Stiftung staatlichen Rechts/Stiftung kirchlichen Rechts

Das staatliche Recht beschäftigt sich heute an mehreren Stellen mit dem 
Rechtsinstitut der Stiftung, so insbesondere in den §§ 80 ff. BGB und in den 
Stiftungsgesetzen der Länder (vorliegend dem Stiftungsgesetz für Baden-
Württemberg), ferner im Hinblick auf den religionsverfassungsrechtlichen 
Status in Art. 140 GG i.V.m. Artt. 136 ff. WRV. Sofern die statusrechtliche 
Qualifizierung einer Stiftung anhand dieser Normen oder Normkomplexe 
erfolgt, handelt es sich um eine Stiftung im staatlichen Sinne. Diese Regelung 
des Stiftungsrechts durch den Staat entspricht einerseits dem umfassenden 
Ordnungsanspruch des modernen Staates; sie ist andererseits aber das Ergeb­
nis einer historischen Entwicklung, in welcher die Stiftungen in Gestalt der 
piae causae des Mittelalters ursprünglich ausschließlich dem kirchlichen 
Rechtskreis angehörten24.

Demgegenüber ist die Stiftung auch Gegenstand des kirchlichen Rechts; so 
kennt der CIC/1983 die Rechtsfiguren der selbständigen und unselbständigen 
frommen Stiftungen (piae fundationes autonomae bzw. piae fundationes non 
autonomae; vgl. can. 1303 § 1 Nr. 1 u. 2)25. Ebenso waren fromme Stiftungen 
Regelungsgegenstand des CIC/1917 (vgl. can. 1489 § 1) und des davor gültigen 
Corpus Iuris Canonici26.

Zum Verhältnis beider Rechtsordnungen gilt folgendes: Grundsätzlich ste­
hen staatliche und kirchliche Rechtsordnung eigenständig nebeneinander, weil 

23  Zu dieser Abgrenzung Neuhoff, in: Soergel, BGB I13, Vor § 80 Rn. 21 ff.
24  Zur Entwicklung des Stiftungsrechts Coing, in: Seifart/von Campenhausen, Hand­

buch2, § 5, insbes. Rn. 13 ff., 30 ff.; umfassend ferner Liermann, Geschichte, S. 47 ff., 78 ff., 
124 ff.

25  Dazu Heimerl/Pree, Handbuch, Rn. 5/977 ff., 5/986 ff.; Menges, Kirchliche Stiftung, 
S. 31 ff.; Haering, Stiftung, S. 357 ff.

26  Zu den Voraussetzungen und Rechtsfolgen einer Stiftung kanonischen Rechts im ein­
zelnen unten 2. Teil S. 124 ff.

Erster Teil: Voraussetzungen und rechtliche Rahmenbedingungen
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die Rechtsetzungsbefugnis der Kirchen Teil ihres Selbstbestimmungsrechts 
nach Art. 137 III WRV („ordnen“) i.V.m. Art. 140 GG ist. Dabei kann eine ori-
ginäre, nicht vom Staat abgeleitete Rechtsetzungsbefugnis in denjenigen Berei­
chen, in denen eine Überschneidung mit dem staatlichen Rechtskreis ausge­
schlossen ist, unterschieden werden von einer autonomen, vom Staat übertra­
genen Rechtsetzungskompetenz, die – insbesondere in vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten – zum Erlass von Regelungen ermächtigt, welche auch in der 
staatlichen Rechtsordnung Wirkung entfalten27. Die durch staatliche Organe 
vorgenommene statusrechtliche Qualifizierung alter Stiftungen des 19. Jahr­
hunderts hat sich daher primär am staatlichen Recht zu orientieren und am 
kirchlichen Recht subsidiär nur insofern, als das staatliche Recht ausdrücklich 
oder konkludent auf letzteres verweist28.

IV. Stiftung öffentlichen Rechts/Stiftung bürgerlichen Rechts

Sowohl rechtsfähige als auch nicht rechtsfähige Stiftungen können privatrecht­
lichen oder öffentlich-rechtlichen Charakter aufweisen. Im Falle der rechtsfähi­
gen Stiftung handelt es sich damit entweder um juristische Personen des Privat-
rechts oder um juristische Personen des öffentlichen Rechts; letztere sind Teil der 
mittelbaren Staatsverwaltung und als solche unmittelbar zur Ausübung von 
Hoheitsgewalt befugt29.

Sofern Stiftungen öffentlichen Rechts Zweckschöpfungen des Staates zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben sind, können sie im vorliegenden Zusammen­
hang außer Betracht bleiben. Relevant ist die Stiftung öffentlichen Rechts je­
doch insofern, als auch die Kirchen mit Körperschaftsstatus sich nach Art. 137 
V WRV i.V.m. Art. 140 GG öffentlich-rechtlicher Organisationsformen und da­
mit auch der Form der Stiftung öffentlichen Rechts bedienen können30.

Die kirchliche Stiftung öffentlichen Rechts kann entsprechend definiert wer­
den als Stiftung, welche kirchliche Zwecke verfolgt und mit der verfassten 
Kirche in einem besonderen organisatorischen Zusammenhang steht, insbeson­
dere indem sie von der verfassten Kirche selbst (mit-)verwaltet wird31. Ebenso 
wie die staatlichen Stiftungen öffentlichen Rechts sind auch die kirchlichen 

27  von Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht4, S. 101 f.; Jeand’Heur/Korioth, 
Grundzüge, Rn. 179 f.; Korioth, in: Maunz/Dürig, Art. 140/Art. 137 WRV Rn. 23 f.; Menges, 
Kirchliche Stiftung, S. 78 f.

28  So der zur statusrechtlichen Qualifizierung einer Stiftung grundlegende Beschluss des 
BVerfG vom 11.10.1977 – 2 BvR 209/76, BVerfGE 46, 73 (84) – Goch.

29  Zur mittelbaren Staatsverwaltung aus der verwaltungsrechtlichen Lit. nur Burgi, in: 
Erichsen/Ehlers13, § 7 Rn. 11 ff., 16.

30  Korioth, in: Maunz/Dürig, Art. 140/Art. 137 WRV Rn. 87; von Campenhausen/de Wall, 
Staatskirchenrecht4, S. 257 f.; zur Organisationsform der kirchlichen Stiftung öffentlichen 
Rechts Achilles, Aufsicht, S. 42 ff.

31  Zu einer ausführlicheren Definition Achilles, Aufsicht, S. 46 f.

A. Begriffsbestimmungen
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Stiftungen Zweckschöpfungen – hier: der öffentlich-rechtlich verfassten Kir­
chen – und Ausdruck der diesen zukommenden Befugnis, sich auch mit Wir­
kung für das staatliche Recht öffentlich-rechtlicher Handlungsformen zu be­
dienen.

Die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit spielt u.a. eine Rolle für § 22 Nr. 2 
StiftG BW, da danach kirchliche Stiftungen u.a. solche sind, die „als kirchliche 
Stiftungen die Genehmigung oder die Verleihung der öffentlich-rechtlichen 
Rechtsfähigkeit erhalten haben, weil sich ihre Zwecke sinnvoll nur in organisa­
torischer Zuordnung zu einer Religionsgemeinschaft erfüllen lassen“ (Hervor­
hebung vom Verfasser). Es ist daher im Rahmen staatlicher Statusfeststellungs­
verfahren stets zu prüfen, ob die respektive Stiftung in diesem Sinne als kirch
liche Stiftung die Genehmigung oder die Verleihung der öffentlich-rechtlichen 
Rechtsfähigkeit erhalten hat und bereits insofern eine kirchliche Stiftung i.S. des 
Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg darstellt. Hierbei ist zu berücksich­
tigen, dass der Begriff der kirchlichen Stiftung des öffentlichen Rechts vom 
19. Jahrhundert bis heute einen Bedeutungswandel erfahren hat und dass insbe­
sondere die gegenwärtig aus dem Körperschaftsstatus nach Art. 137 V WRV 
i.V.m. Art. 140 GG resultierende Befugnis der Kirchen zur Schaffung öffent­
lich-rechtlicher Stiftungen nicht einfach auf die Rechtslage in Württemberg in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, auf deren Grundlage die im 2. Teil zu 
betrachtende Stiftung Liebenau errichtet wurde, projiziert werden darf.

V. Öffentliche und private Stiftung

Unabhängig von der Unterscheidung von Stiftungen öffentlichen bzw. privaten 
Rechts ist diejenige in öffentliche und private Stiftungen, wie sie herkömmlich 
in der Literatur und einem Teil der Stiftungsgesetze vorgenommen wird. Da­
nach sind öffentliche Stiftungen durch Gemeinnützigkeit gekennzeichnet, wäh­
rend private Stiftungen einem nur begrenzten Personenkreis, etwa einer Fami­
lie oder einem Unternehmen, zugute kommen sollen32. Die meisten der alten 
Stiftungen des 19. Jahrhunderts sind in diesem Sinne öffentliche Stiftungen, da 
ihre Gründung – so auch bei der Stiftung Liebenau – zur Betätigung auf dem 
Gebiet der öffentlichen Wohlfahrtspflege erfolgte. Während verschiedene Lan­
desstiftungsgesetze diese Terminologie aufgegriffen haben33, spielt diese Unter­

32  von Campenhausen, in: Seifart/von Campenhausen, Handbuch2, § 2 Rn. 3.
33  Exemplarisch Art. 1 III Bayerisches Stiftungsgesetz (BayStG) idF der Bekanntma­

chung vom 19.12.2001 (GVBl S. 10): „Öffentliche Stiftungen im Sinn dieses Gesetzes sind die 
rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die nicht ausschließlich private Zwecke 
verfolgen, und die rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen Rechts. Als öffentliche Zwecke 
gelten die der Religion, der Wissenschaft, der Forschung, der Bildung, dem Unterricht, der 
Erziehung, der Kunst, der Denkmalpflege, der Heimatpflege, dem Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, dem Sport, den sozialen Aufgaben oder sonst dem Gemeinwohl dienen­
den Zwecke“.
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